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Niedersachsen 
macht die Türen 
weit auf
DIE NIEDERSÄCHSISCHE LANDESREGIERUNG HAT EINEN GESETZ-
ENTWURF ZUR ÄNDERUNG DES HEIMGESETZES VORGELEGT. VON 
JANUAR 2015 AN WERDEN GRÜNDUNGEN AMBULANT VERSORG-
TER WOHNGEMEINSCHAFTEN DURCH AMBULANTE DIENSTE 
MASSIV ERLEICHTERT UND BÜROKRATIE UMFASSEND ABGEBAUT.

DAS LIBERALSTE GESETZ DEUTSCHLANDS
Verbände und Akteure jeglicher Couleur haben zurecht massive Kritik 
an dieser Rechtspraxis geübt, welche die Entwicklung neuer Wohn-
formen vollkommen blockiert hat. Die Landesregierung hat diese Kri-
tik aufgegri� en und geht darüber noch hinaus. Sie plant zum 1. Januar 
2015 das im Hinblick auf WGs liberalste Landesheimgesetz der Republik:

• Die Initiative für selbstbestimmtes Wohnen mit P� ege und Betreu-
ung geht in der Praxis meistens nicht von den Betro� enen aus, son-
dern von Leistungserbringern.

• „Ambulant vor stationär“ muss immer gelten, auch z.  B. für Men-
schen mit Demenz.

• Wohnungswirtschaft und Dienstleister müssen kooperieren können, 
damit geeignete Angebote entstehen.

• Erst wo eine dauerhafte strukturelle Abhängigkeit von den Leis-
tungsanbietern eintritt, ist der Schutz des Heimrechts notwendig.

V or allem Entscheidungen der Verwaltungsgerichte Oldenburg 
und Hannover hatten vor dem Entwurf dazu geführt, dass die 
Gründung von WGs für Menschen mit Demenz oder Intensiv-

p� egebedürftige legal unmöglich war. Die Gerichte haben Menschen, 
die sich nicht mehr klar äußern bzw. autonom Entscheidungen tre� en 
können, ihr Selbstbestimmungsrecht abgesprochen. Es wird, juristisch 
besehen, von Bevollmächtigten und Betreuern ausgeübt. Dass diese in 
einem WG-Gremium die wesentlichen Entscheidungen tre� en, reichte 
den Richtern nicht: Um das Alltagsleben beein� ussen zu können, sollten 
sie mit in die WG einziehen, sonst würden die gleichen Regelungen wie 
für P� egeheime gelten. Ein Zusammenleben von Betreuern und Betreu-
ten wäre konzeptionell absurd und ist auch praktisch nicht zu machen.

Von Jörn Bachem

Behandlungsp� ege zur Entlastung der 
Angehörigen
Ein 14-jähriger, an Diabetes mellitus nach dem 
Typ eins leidender Junge, bei dem zudem ein 
Asperger Syndrom sowie eine Dyskalkulie diag-
nostiziert wurden, nahm seine Krankenkasse auf 
Leistungen der Behandlungsp� ege nach § 37 Abs. 
2 SGB V in Anspruch. Der Anspruch erstreckte sich 
auf die Kontrolle der Messungen des Blutzucker-
spiegels, die Berechnung der notwendigen Insu-
lindosis sowie die Insulininjektionen, jeweils wäh-
rend der Nachtzeit. Seine im gleichen Haushalt 
lebende, alleinerziehende Mutter habe sich neben 
ihm um seine zwei Brüder, bei denen ebenfalls ein 

Asperger Syndrom vorliege, zu kümmern und sie 
könne vor allem in der Nacht die Behandlungs-
p� ege nicht mehr sicherstellen.
Erst in der zweiten Instanz, vor dem Landessozi-
algericht (LSG) Nordrhein-Westfalen, wurde dem 
Antrag des jungen Klägers stattgegeben. Das 
erstinstanzliche Gericht sah es nicht als nachge-
wiesen an, dass der Mutter die Behandlungsp� e-
ge während der Nacht nicht zugemutet werden 
könne. 
In der zweiten Instanz wurde sodann eine ärzt-
liche Stellungnahme des Hausarztes der Mutter 
vorgelegt, wonach sie wegen psychovegetativer 
Erschöpfungssituationen immer wieder in ärzt-

licher Behandlung gewesen sei. Das Gericht sah 
danach die Notwendigkeit der Behandlungs-
p� ege als nachgewiesen an. Dass die Vorausset-
zungen für die Verordnungsfähigkeit der beim 
Antragsteller notwendigen Maßnahmen nach 
Nr. 11 des Verzeichnisses zur Richtlinie Häusliche 
Krankenp� ege (HKP-RL) nicht vorlägen, sei nicht 
von Bedeutung. Es handle sich dabei lediglich 
um Empfehlungen für Regelfälle, von denen in 
begründeten Fällen abgewichen werden könne.
Die Krankenkasse könne auch nicht einwenden, 
dass der Bedarf bereits p� egeversicherungsrecht-
lich – bei Feststellung der P� egestufe – zu be-
rücksichtigen sei und daher nicht „nochmals“ als 
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RZH macht Ihre Abrechnung und 
bietet Ihnen zahlreiche Dienstleistungen, 
die Sie individuell buchen können. 
Profitieren Sie jetzt von umfangreichen 
Leistungen zu Top-Konditionen!

» Vertrauen, aber auch 
Verbindlichkeit sind mir 
sehr wichtig. Beides 
bekomme ich bei RZH. «

Ali Celik, Geschäftsführer und Pflegedienstleiter 
PFLEGE optimal GmbH in Krefeld

Telefon  02 81 / 98 85-110 www.rzh.de
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Diese bemerkenswert klaren und von den Bedürfnissen der Praxis aus-
gehenden Ziele werden konsequent umgesetzt:

•	 Wohnen und Betreuung dürfen für bis zu zwei Jahre nach der Grün-
dung der WG vertraglich fest miteinander gekoppelt werden.

•	 Erst nach zwei Jahren muss Wahlfreiheit gewährleistet sein. Das gibt 
Planungssicherheit in der Startphase.

•	 Pflegedienste dürfen Vermietung und Pflege aus einer Hand leisten, 
auch über zwei Jahre hinaus. Druck, Bedrängen und Manipulation 
bei der Anbieterauswahl führen aber zur Anwendung des NHeimG.

•	 Selbstbestimmung durch Entscheidungen der Betreuer und Bevoll-
mächtigen reicht künftig aus, um das Heimrecht auszuschließen.

•	 Durch Anzeigepflichten wird sichergestellt, dass die WGs geprüft 
werden können. Spätestens nach zwei Jahren muss durch schriftli-
che Erklärungen der Bewohner nachgewiesen werden, dass sie die 
Dienstleister frei wählen konnten. 

•	 Die baulichen Anforderungen sind so zurückgeschraubt, dass sich 
Projekte wirklich realisieren lassen.

Auch für das Betreute Wohnen wird es Liberalisierungen geben. Künftig 
sind umfassendere Leistungspakete einschließlich der Pflege möglich. 
Niedersachsen hat als bislang einziges Bundesland großen Mut bewie-
sen. Die neuen Regelungen werden sich in der Praxis bewähren können.

JÖRN BACHEM

 > Rechtsanwalt und Fachanwalt für  

Verwaltungsrecht bei Iffland Wischnewski,  

Fachkanzlei für die Sozialwirtschaft, Darmstadt. 

E-Mail: info@iffland-wischnewski.de FO
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•	 Wer	jetzt	schon	plant	und	sein	Projekt	mit	der	Heimaufsicht	ab-
stimmt,	kann	zum	1.	Januar	2015	die	Türen	öffnen!

•	 Die	strengen	Bestimmungen	der	Landesbauordnung	sind	bei	der	
Planung	unbedingt	zu	berücksichtigen!

•	 Beachten	 Sie	 das	 Vertragsrecht:	 Bei	 Kopplung	 von	 Miet-	 und	
Pflegevertrag	 gilt	 das	 WBVG,	 das	 zu	 ambulanter	 Versorgung	
nicht	passt!

Häusliche Krankenpflege vergütet werden könne. 
Insoweit handele es sich bereits nicht um verrich-
tungsbezogene krankheitsspezifische Pflegemaß-
nahmen, die bei der Feststellung des Pflegebe-
darfs Berücksichtigung finden. Doch selbst wenn 
dies der Fall wäre, schlösse das einen Anspruch 
auf Häusliche Krankenpflege nicht aus.

> LSG Rheinland-Pfalz, Beschluss vom 10.03.2014,
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Fundstelle: www.juris.de

zusammengefasst von 

Ines Theda, Kanzlei 

Dr. Heß & Kollegen, 

Freiburg
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